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Umständen nicht überein. Zugleich deuten die Entscheidun­
gen dieser Gerichte an, daß hinsichtlich der einem Betrieb 
obliegenden Rechtspflichten bei Vorliegen von Schonarbeit 
gemäß § 216 AGB und bei einer nach § 209 AGB notwendi­
gen Änderung der Arbeitsaufgabe eine fehlerhafte Auffas­
sung vertreten wurde. Im einzelnen ergibt sich das aus fol­
gendem:

1. Daß der Verklagte seit längerem in seinem Gesund­
heitszustand beeinträchtigt war, trifft zu. Inwieweit und ab 
welchem Zeitpunkt sich jedoch hieraus für den Kläger aus 
medizinischer Sicht die Notwendigkeit ergab, die mit dem 
Verklagten bisher bestehenden arbeitsrechtlichen Beziehun­
gen für i m m e r  zu verändern, ist bisher nicht zweifels­
frei aufgeklärt worden. Daß der Kläger dem angegriffenen 
Gesundheitszustand des Verklagten durchaus Rechnung ge­
tragen hat, ergibt sich nach den im Urteil des Kreisgerichts 
getroffenen Feststellungen zum einen daraus, daß er offen­
sichtlich dem ärztlichen Verlangen vom 2. September 1986 
nach Schonarbeit entsprochen, zum anderen aber auch mit 
dem Verklagten zum 2. Januar 1987 einen Änderungsvertrag 
abgeschlossen hat. Der vom Kreisgericht dem Kläger ge­
machte Vorwurf, er hätte trotz Kenntnis der gesundheit­
lichen Situation des Verklagten seit 1986 erst Maßnahmen 
eingeleitet, „nachdem der Verklagte eine Änderung der Ar­
beitsaufgabe nachdrücklich forderte und ab 8. Mai 1987 einen 
Aufhebungsvertrag anstrebte“, trifft demnach schon nach 
seinen eigenen Feststellungen nicht zu, abgesehen davon, daß 
Schonarbeit auf einer vorübergehenden bzw. zeitweiligen 
Minderung der Arbeitsfähigkeit beruht und kein ärztliches 
Verlangen nach ständiger Veränderung der bisher vereinbar­
ten Arbeitsaufgabe enthält.

Wenn aber der Betrieb erst mit den ihm mit Schreiben 
des Betriebsambulatoriums vom 21. Mai 1987 erstmalig be­
kannt gewordenen Gründen über das Vorliegen der Voraus­
setzungen des § 209 AGB informiert worden ist, so war die 
am Verhalten des Klägers wegen angeblich von ihm nicht 
wahrgenommener Pflichten geübte Kritik noch weniger an­
gebracht; denn feststeht, daß der Betrieb auf dieses ihm am 
22. Mai 1987 bekannt gewordene ärztliche Schreiben s o f o r t  
reagiert hat und um eine im betrieblichen Interesse gleicher­
maßen wie im Interesse des. Verklagten liegende Lösung be­
müht war. ■, ;

Dabei traf es nicht, Zu, daß der Kläger,'wie die Instanz­
gerichte meinten, gehalten wgr, dem Verklagten s o f o r t  
einen zumutbaren Änderungsvertrag anzubieten. § 209 AGB 
verbietet, einen Werktätigen, bei dem die gesundheitliche 
Eignung für die mit ihm vereinbarte Arbeitsaufgabe auf 
nicht absehbare Zeit nicht mehr gegeben ist, weiterhin mit 
dieser Arbeitsaufgabe zu beschäftigen. Indes muß für die 
Verwirklichung der Verpflichtung des Betriebes, dem Werk­
tätigen eine entsprechende zumutbare andere Arbeit im Be­
trieb oder, wenn das nicht möglich ist, in einem anderen Be­
trieb anzubieten, eine angemessene Zeitspanne eingeräumt 
werden, um den Abschluß eines Änderungs- bzw. Überlei­
tungsvertrages mit einer zumutbaren anderen Arbeitsaufgabe 
gewissenhaft vorbereiten zu können. Sofern der Betrieb 
ernsthaft um die Neugestaltung der arbeitsrechtlichen Be­
ziehungen bzw. um den Abschluß eines Uberleitungsvertra­
ges bemüht ist, ist es statthaft, den Werktätigen vorerst auf 
der Grundlage der nicht auf vier Wochen im Kalenderjahr 
befristeten vorübergehenden Übertragung einer anderen Ar­
beit im Interesse der Einhaltung des Gesundheits- und Ar­
beitsschutzes gemäß § 86 AGB zu beschäftigen.

Für den vorliegenden Fall brauchte aber die Problematik 
zu § 209 AGB deshalb nicht weiter erörtert zu werden, weil 
der Betrieb unter der Voraussetzung, daß ihm erstmalig ab 
22. Mai 1987 rechtserhebliche Verpflichtungen hieraus er- 
jwuchsen, auf jeden Fall sofort entsprechende Maßnahmen 
eingeleitet hat. Das noch am 22. Mai 1987 mit dem Verklag­
ten geführte zweite Gespräch belegt dies ebenso wie der 
Inhalt des betrieblichen Schreibens an den Verklagten vom 
25. Mai 1987.

2. Hinsichtlich der Frage, ob dem Verklagten vom Kläger 
wegen Vorliegens der Voraussetzungen des § 209 AGB ein 
zumutbarer Änderungsvertrag unterbreitet wurde, ist den 
Vordergerichten darin aus den von ihnen dargelegten Grün­

den beizupflichten, daß die Angebote des Betriebes, der Ver­
klagte solle künftig in der Betriebswache (im Schichtsystem) 
bzw. ab Herbst an der Fuhrwerkswaage tätig werden, unzu­
mutbar waren. Nicht ausreichend geklärt wurde aber, ob 
dies auch für den vorgesehenen Einsatz des Verklagten in 
der Materialabrechnung/Materialbuchhaltung zutraf. Unrich­
tig ist, daß das Kreisgericht die Argumentation des Klägers 
zu diesem Arbeitsplatzangebot als „eindeutig in der münd­
lichen Verhandlung nachgeschoben“ bewertete, obwohl die 
Arbeitsaufgabe in der Materialabrechnung/Materialbuchhal- 
tung bereits im Schreiben des Betriebes vom 25. Mai 1987 
bezeichnet war. Auf keinen Fall war es aber zulässig, die 
hierzu von den Prozeßparteien unterschiedlich gegebene Dar­
stellung allein auf der Grundlage der Aussagen des als Pro­
zeßpartei vernommenen Verklagten als aufgeklärt zu be­
trachten, und zwar in dem Sinne, daß das Angebot des 
Betriebes an den Verklagten, in der Materialabrechnung/ 
Materialbuchhaltung zu arbeiten, kein konkretes und ver­
bindliches gewesen sei.

Die Vernehmung einer oder beider Prozeßparteien ist nur 
dann statthaft, wenn der Sachverhalt auf andere Weise nicht 
aufzuklären ist. Hier bot sich aber an, über den Inhalt des 
mit dem Verklagten geführten Gesprächs am 24. Mai 1987 — 
daß ein solches stattgefunden hat, hat der Verklagte bestä­
tigt — den hieran beteiligten Zeugen, den Kaderleiter H., zu 
hören, wenn schon die Vernehmung des Betriebsleiters K. 
als gesetzlicher Vertreter des Klägers außer Betracht bleiben 
mußte. Aus dessen Vernehmung hätte Klarheit darüber ge­
wonnen werden können, ob dem Verklagten am 24. Mai 1987 
definitiv und ab sofort ein Angebot, in der Materialabrech- 
pung/Materialbuchhaltung zu arbeiten, unterbreitet wurde 
(so auch die Stellungnahme des Betriebsleiters K.) oder aber, 
ob es zutrifft, wie der Verklagte in seiner Parteivernehmung 
bekundete, daß es sich hierbei lediglich um ein für die Zu­
kunft in Erwägung gezogenes unverbindliches Angebot ge­
handelt hat.

Sollte sich nach weiterer Sachverhaltsaufklärung zu den 
oben unter Ziff. 1. und 2. dargestellten Fragen zeigen, daß

a) unbeschadet möglicherweise schon vorher einsetzen­
der Bemühungen des Verklagten um eine Veränderung seiner 
Arbeitsaufgabe bzw. einen Betriebswechsel sich für den Klä­
ger erst nach dem 21. Mai 1987 die Notwendigkeit einer ärzt­
lich angezeigten Maßnahme nach § 209 AGB ergeben hat, 
und

b) der Kläger dem durch ein definitives Angebot zum 
Abschluß eines zumutbaren Änderungsvertrages spätestens 
am 24. Mai 1987 entsprochen hat,
hätte das dennoch seitens des Verklagten erfolgte Ausschei­
den aus dem Betrieb des Klägers unmittelbar danach keinem 
gesellschaftlichen Erfordernis entsprochen. Dann wäre nicht 
nur die Behauptung des Verklagten widerlegt, die bereits im 
April 1987 einsetzenden Bemühungen um Aufnahme einer 
Tätigkeit im VEB D. wären Wegen eines unzumutbaren An­
gebots des Betriebes zum Verbleiben in diesem Betrieb er­
folgt, sondern auch die von den Instanzgerichten vertretene 
Ansicht, der Verklagte hätte seinem Verbleiben beim Kläger 
den Vorrang gegeben, und er sei hier nur deshalb wegge­
gangen, weil der Betrieb seinen Pflichten nach § 209 AGB 
nicht nachgekommen sei.

Ergibt sich aber, daß der Betriebswechsel des Verklagten 
nicht gesellschaftlich gerechtfertigt war, so folgt daraus zu­
gleich, daß damit auch die Rückforderung des vom Kläger 
geltend gemachten Zuschusses zum Bau eines Eigenheimes 
rechtlich begründet war (§ 12 Abs. 4 der EigenheimVO vom
31. August 1978 [GBl. I Nr. 40 S. 425] und § 11 Abs. 1 und 3 
der DB zur EigenheimVO vom 31. August 1978 [GBl. I Nr. 40 
S. 428]).

Aus den dargelegten Gründen war auf den Kassations­
antrag das Urteil des Bezirksgerichts aufzuheben. Dieses 
wird nunmehr nach Zurückverweisung des Streitfalles unter 
Beachtung der vorstehenden Hinweise erneut über die vom 
Kläger gegen die kreisgerichtliche Entscheidung eingelegte 
Berufung zu befinden haben. In diesem Sinne hat sich auch 
die im Kassationsverfahren mitwirkende Vertreterin des 
Zentralvorstandes der Gewerkschaft Land, Nahrungsgüter 
und Forst ausgesprochen.


